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Unternehmensteuer

BFH: Berücksichtigung von Gewerbesteuer als
Veräußerungskosten

Das in § 4 Abs. 5b EStG normierte Betriebsausgabenabzugsverbot steht dem Abzug der
Gewerbesteuer als Betriebsausgabe nur bei dem Schuldner der Gewerbesteuer entgegen,
nicht aber bei demjenigen, der sich vertraglich zur Übernahme der
Gewerbesteuerbelastung verpflichtet. 

Sachverhalt
An der Klägerin, einer GmbH & Co. KG, waren als Kommanditisten A und B zu gleichen
Anteilen beteiligt. Persönlich haftende Gesellschafterin war eine GmbH, deren Stammkapital
A und B zu gleichen Teilen hielten. Im Streitjahr 2012 wurde das Vermögen der D-GmbH, an
der A und B ebenfalls zu gleichen Anteilen beteiligt waren, im Wege der Verschmelzung auf
die Klägerin übertragen. Im selben Jahr veräußerte A seinen Mitunternehmeranteil und
verpflichtete sich, die durch seine Anteilsveräußerung nach § 18 Abs. 3 UmwStG
entstandene Gewerbesteuer (GewSt) zur Hälfte zu übernehmen.

Die Klägerin erklärte aus dem Verkauf des Kommanditanteils durch A in dessen
Sonderbetriebsvermögen einen Veräußerungsgewinn, bei dessen Ermittlung sie die von A
übernommene GewSt als Veräußerungskosten berücksichtigte. Dem folgte das Finanzamt
unter Hinweis auf § 4 Abs. 5b EStG nicht. Das FG gab der dagegen gerichteten Klage statt.

Entscheidung
Der BFH kommt zu dem Ergebnis, dass das Betriebsausgabenabzugsverbot für die
Gewerbesteuer i.S. des § 4 Abs. 5b EStG lediglich dem Abzug der Gewerbesteuer als
Betriebsausgabe bei dem Schuldner der Gewerbesteuer entgegen steht, nicht jedoch auch
bei demjenigen, der sich vertraglich zur Übernahme der Gewerbesteuerbelastung
verpflichtet hat.

Voraussetzung für den Abzug von Aufwendungen als Veräußerungskosten i.S. des § 16 Abs.
2 EStG

Nach ständiger Rechtsprechung gehören zu den Veräußerungskosten i.S. des § 16 Abs. 2
EStG die Aufwendungen, die nach dem Veranlassungsprinzip dem Veräußerungsvorgang
zuzuordnen sind (vgl. BFH-Urteil vom 16.12.2009, IV R 22/08). Auch der Abzug von
Aufwendungen als Veräußerungskosten setzt nach Auffassung des BFH allerdings voraus,
dass die Aufwendungen betrieblich veranlasst sind. 

Eine Berücksichtigung von Aufwendungen, die ihre Veranlassung im Gesellschaftsverhältnis
haben, als Veräußerungskosten kommt nicht in Betracht, da diese nicht betrieblich
veranlasst sind (vgl. BFH-Urteil vom 19.07.2018, IV R 14/16).

Betriebsausgabenabzugsverbot des § 4 Abs. 5b EStG im Streitfall unbeachtlich

Nach Ansicht des BFH kann das Gewerbesteuer-Abzugsverbot des § 4 Abs. 5b EStG (zur
Verfassungskonformität siehe BFH-Urteil vom 10.09.2015, IV R 8/13) dem Abzug von
Aufwendungen nur bei demjenigen entgegenstehen, der die betreffenden Aufwendungen
geltend machen kann. Geht es um den Abzug der Gewerbesteuer als Betriebsausgabe,
stehe das Abzugsverbot des § 4 Abs. 5b EStG dem Abzug dieser Steuer als Betriebsausgabe
also nur bei dem Schuldner der Gewerbesteuer entgegen, denn nur bei ihm könne die
Gewerbesteuer i.S. des § 4 Abs. 4 EStG betrieblich veranlasst sein.

Steuerschuldner ist auch für die nach § 18 Abs. 3 UmwStG durch eine Anteilsveräußerung
entstandene Gewerbesteuer nach § 5 Abs. 1 S. 3 GewStG die Personengesellschaft (vgl.
ständige Rechtsprechung, z.B. BFH-Urteil vom 28.02.2013, IV R 33/09). Nur sie treffe daher
das Abzugsverbot des § 4 Abs. 5b EStG. Das gelte auch dann, wenn ein Dritter
schuldrechtlich oder gesellschaftsvertraglich zur Übernahme der Gewerbesteuerbelastung
verpflichtet ist. Denn der Dritte schulde nicht die Steuer als solche, sondern lediglich deren
Erstattung. Folglich steht das Abzugsverbot des § 4 Abs. 5b EStG der Berücksichtigung von
Aufwendungen, die dem veräußernden Mitunternehmer durch seine vertragliche



Verpflichtung zur Übernahme der Gewerbesteuer entstehen, als Veräußerungskosten nicht
entgegen (vgl. auch BFH-Urteil vom 14.01.2016, IV R 5/14).

Unzureichende Feststellungen des FG

Ausgehend von den oben genannten Grundsätzen ermöglichen die bisherigen
Feststellungen des FG nach Ansicht des BFH keine Entscheidung darüber, ob die streitigen
Aufwendungen des A betrieblich veranlasst und daher bei der Ermittlung seines
Veräußerungsgewinns Gewinn mindernd als Veräußerungskosten zu berücksichtigen sind
oder ob sie außerbetrieblich, insbesondere gesellschaftsrechtlich veranlasst und deshalb
nicht zu berücksichtigen sind. Dies richte sich nach der den Aufwendungen zugrunde
liegenden vertraglichen Vereinbarung, die das FG im zweiten Rechtsgang zu würdigen hat.
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